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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  6 BKa 54/95 

 

 

 
..................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozeßbevollmächtigter:   .........................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
1.  Berufungsausschuß für Kassenarztzulassungen Nordrhein, 
     Düsseldorf, Emanuel-Leutze-Straße 8, 
 
2.  Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein, 
     Düsseldorf, Emanuel-Leutze-Straße 8, 
                                                                     Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
 
beigeladen: 
 
1.  AOK Rheinland - Die Gesundheitskasse, 
     Düsseldorf, Kasernenstraße 61, 
 
2.  Innungskrankenkasse Nordrhein, 
     Bergisch-Gladbach, St.-Josef-Straße 20, 
 
3.  Landesverband der Betriebskrankenkassen Nordrhein-Westfalen, 
     Essen, Kronprinzenstraße 6, 
 
4.  Krankenkasse der rheinischen Landwirtschaft, 
     Düsseldorf, Merowingerstraße 103, 
 
5.  Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation e.V., 
     Neu-Isenburg, Emil-von-Behring-Passage, 
 
6.  Verband der Angestellten-Krankenkasse e.V., 
     Siegburg, Frankfurter Straße 84, 
 
7.  Arbeiter-Ersatzkassen-Verband e.V., 
     Siegburg, Frankfurter Straße 84. 
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Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Oktober 1996 durch 

den Vorsitzenden Richter   F u n k ,   die Richter   S t e e g e   und 

Dr.  W e n n e r   sowie die ehrenamtlichen Richter   G ö t t s ch 

und   Dr.  M e r z 

für Recht erkannt: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 12. Juli 1995 wird zurückgewiesen. 

 

Der Kläger hat den Beklagten deren außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens 

zu erstatten. Im übrigen sind Kosten nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger, der als Vertragsarzt eine Dialysepraxis betreibt, wendet sich gegen die Er-

mächtigung des zu 5 beigeladenen Kuratoriums für Dialyse und Nierentransplantation zur 

Durchführung ambulanter Dialysebehandlungen im Rahmen der vertragsärztlichen Ver-

sorgung. Hilfsweise begehrt er, die Kassenärztliche Vereinigung <KÄV> (Beklagte zu 2) 

zu verpflichten, gegen die vom Berufungsausschuß (Beklagter zu 1) erteilte Ermächtigung 

in geeigneter Weise vorzugehen. Die Vorinstanzen haben eine Klagebefugnis verneint 

und die Klage als unzulässig abgewiesen. Mit der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision durch das Landessozialgericht macht der Kläger geltend, die Frage, ob ein 

Vertragsarzt gegen eine offensichtlich den Vorrang der niedergelassenen Ärzte in der 

vertragsärztlichen Versorgung mißachtende Ermächtigung gerichtlich vorgehen oder 

zumindest seine KÄV zum Einschreiten zwingen könne, komme grundsätzliche Bedeu-

tung zu. Darüber hinaus rügt er Mängel des Verwaltungsverfahrens. 

 

II 

 

Die Beschwerde des Klägers kann keinen Erfolg haben. 

 

Der Senat hat mit Urteil vom 15. Mai 1991 (BSGE 68, 291 = SozR 3-1500 § 54 Nr 7) in 

Abkehr von seiner früheren Rechtsprechung entschieden, daß niedergelassene Ärzte 

grundsätzlich nicht befugt sind, gegen Beschlüsse der Zulassungsgremien zu klagen, mit 

denen Krankenhausärzte oder ärztlich geleitete Einrichtungen zur Teilnahme an der am-

bulanten vertragsärztlichen Versorgung ermächtigt worden sind. Die durch diese Ent-

scheidung geklärte Frage der Klagebefugnis erlangt entgegen der Ansicht des Klägers 
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nicht dadurch (erneut) grundsätzliche Bedeutung, daß sich seit dem genannten Urteil die 

Konkurrenzsituation zwischen den an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden 

Ärzten durch eine weitere Erhöhung der Arztzahlen bei gleichzeitiger Budgetierung der für 

die Honorierung vertragsärztlicher Leistungen zur Verfügung stehenden Gesamtver-

gütungen verschärft hat. Das Fehlen einer rechtlichen Beschwer auf seiten des durch 

eine Ermächtigung unter Umständen wirtschaftlich betroffenen niedergelassenen Arztes 

ist damit begründet worden, daß die Ermächtigungsvorschriften auch nicht mittelbar die 

individuellen Interessen, insbesondere die Vergütungsinteressen der zugelassenen Ver-

tragsärzte im Blick haben, sondern im öffentlichen Interesse der Gewährleistung einer 

ausreichenden und zweckmäßigen ambulanten ärztlichen Versorgung der versicherten 

Bevölkerung zu dienen bestimmt sind. Hiernach ist das Ausmaß einer von der Entschei-

dung der Zulassungsinstanzen möglicherweise ausgehenden Beeinträchtigung beruflicher 

und wirtschaftlicher Interessen des einzelnen Vertragsarztes für die Frage der Kla-

gebefugnis ohne Belang. 

 

Grundsätzliche Bedeutung kommt der Rechtssache auch nicht deshalb zu, weil sich der 

Senat in dem Urteil vom 15. Mai 1991 (aaO) nicht dazu geäußert hat, ob die genannte 

Rechtsprechung auch dann gilt, wenn der Berufungsausschuß die Bedarfslage und den 

Vorrang der niedergelassenen Ärzte überhaupt nicht beachtet hat und seine Entschei-

dung deshalb offensichtlich rechtswidrig ist. In dem zwischenzeitlich ergangenen Senats-

urteil vom 28. August 1996 - 6 RKa 37/95 - (zur Veröffentlichung vorgesehen) ist klarge-

stellt worden, daß eine Ausnahme von der zuvor dargestellten grundsätzlichen Rechts-

position allenfalls in solchen Fällen in Betracht zu ziehen sein könnte, in denen der nie-

dergelassene Arzt geltend macht und schlüssig geltend machen kann, die Ermächtigung 

sei willkürlich oder gar in der gezielten Absicht erteilt worden, ihn zu benachteiligen. Ob 

bei einem derartigen Sachverhalt ausnahmsweise eine Klagebefugnis des mittelbar be-

troffenen Vertragsarztes anzuerkennen wäre, hat der Senat in der genannten Entschei-

dung offengelassen. Nachdem die Beschwerde keine entsprechenden Tatsachen vor-

trägt, wäre diese Frage auch im vorliegenden Fall in einem etwaigen Revisionsverfahren 

nicht klärungsfähig. 

 

Nicht grundsätzlich klärungsbedürftig ist schließlich die Frage, ob der Vertragsarzt aus 

seinem Mitgliedschaftsverhältnis zur KÄV beanspruchen kann, daß diese zu seinen Gun-

sten gegen rechtswidrige Ermächtigungsentscheidungen einschreitet. Der Senat hat 

hierzu zwar bisher nicht ausdrücklich Stellung genommen. Daß ein derartiger Anspruch 

nicht besteht, kann aber im Hinblick auf die gesetzlichen Vorschriften, welche die 

Rechtsstellung und Funktion der Kassenärztlichen Vereinigung regeln, und in Anbetracht 

der dazu ergangenen Rechtsprechung nicht zweifelhaft sein, so daß es insoweit keiner 

Entscheidung in einem Revisionsverfahren bedarf. 
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Eine einklagbare Verpflichtung der KÄV, gegen rechtswidrige Ermächtigungen vorzuge-

hen, läßt sich nicht aus § 75 Abs 2 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) ableiten. 

Nach dieser Vorschrift obliegt es den KÄVen und der Kassenärztlichen Bundesvereini-

gung, die Rechte der Vertragsärzte gegenüber den Krankenkassen wahrzunehmen. Die 

Pflicht zur Rechtswahrnehmung besteht nicht allein gegenüber den Krankenkassen, son-

dern in gleicher Weise gegenüber rechtlich verselbständigten Gremien der gemeinsamen 

Selbstverwaltung von Ärzten und Krankenkassen, denen, wie den Zulassungs- oder den 

Prüfungseinrichtungen, Entscheidungsbefugnisse im Zusammenhang mit der Aufnahme 

und der Ausübung der vertragsärztlichen Tätigkeit übertragen sind. In Zulassungssachen 

zeigt sich das daran, daß den KÄVen neben Antrags- und Beteiligungsrechten im Ver-

waltungsverfahren (vgl ua § 27 Satz 2, § 37 Abs 2, § 45 Abs 3 Zulassungsverordnung für 

Kassenärzte) in § 96 Abs 4 Satz 1 SGB V ein eigenes Anfechtungsrecht gegen die Ent-

scheidungen der Zulassungsausschüsse eingeräumt wird und daß sie nach der Recht-

sprechung des Senats (Urteil vom 30. November 1994 <SozR 3-2500 § 119 Nr 1>) kraft 

ihrer Verantwortung für eine den gesetzlichen und vertraglichen Erfordernissen entspre-

chende Durchführung der vertragsärztlichen Versorgung befugt sind, die Rechtswidrigkeit 

von Entscheidungen der Zulassungsgremien im Prozeß geltend zu machen, ohne eine 

darüber hinausgehende konkrete rechtliche Beschwer im Einzelfall nachweisen zu müs-

sen. Die in § 75 Abs 2 SGB V beschriebene Aufgabe der KÄV beschränkt sich indessen 

auf die Wahrnehmung solcher Rechte und rechtlichen Interessen, die die Vertragsärzte-

schaft als Ganzes betreffen oder aus anderen Gründen von fallübergreifender Bedeutung 

sind. Sie beinhaltet keine Verpflichtung, wirtschaftliche Belange einzelner Ärzte, die kei-

nen Bezug zu dem allgemeinen Interesse der Vertragsärzteschaft an einer gesetzes- und 

vertragskonformen Entscheidungspraxis aufweisen, im Zulassungsstreit geltend zu ma-

chen und zu vertreten (vgl Hess, Kasseler Komm, § 75 SGB V RdNr 33; Krauskopf, So-

ziale Krankenversicherung, 3. Aufl, § 75 SGB V RdNr 10; Peters/Hencke, Handbuch der 

Krankenversicherung, 19. Aufl, § 75 SGB V RdNr 18; aA offenbar: Heinemann/Liebold, 

Kassenarztrecht, 5. Aufl, § 75 SGB V RdNr C 75-26). Das schließt es nicht aus, daß die 

KÄV nach pflichtgemäßen Ermessen den Fall eines einzelnen Arztes aufgreift und zum 

Gegenstand der Rechtswahrnehmung gegenüber den Zulassungsgremien macht. Dar-

aus, daß sie von Gesetzes wegen nicht vorrangig Belange einzelner Mitglieder, sondern 

Interessen der Gesamtheit der Vertragsärzte wahrzunehmen hat, ergibt sich aber 

zwangsläufig, daß der einzelne Vertragsarzt nicht die rechtliche Möglichkeit haben kann, 

die KÄV zu einer bestimmten, in seinem Interesse liegenden Haltung gegenüber Ent-

scheidungen der Zulassungsinstanzen zu zwingen. 

 

Aus dem Mitgliedschaftsverhältnis des Klägers zur KÄV als einem öffentlich-rechtlichen 

Zwangsverband ergibt sich kein weitergehender Anspruch. Nach der Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts steht Mitgliedern einer gesetzlich installierten Zwangs-

körperschaft lediglich ein Abwehrrecht insofern zu, als sie von der Körperschaft die Be-

schränkung auf die ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben verlangen können. Das ein-
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zelne Mitglied kann sich gegen solche Eingriffe in seine durch Art 2 Abs 1 Grundgesetz 

geschützte Handlungsfreiheit wehren, die sich nicht im Wirkungskreis legitimer Aufgaben 

halten oder bei deren Wahrnehmung nicht dem Gebot der Verhältnismäßigkeit entspro-

chen wird (BVerwGE 64, 115, 117; 64, 298, 301; jeweils mwN). Darum handelt es sich 

hier indessen nicht, weil der Kläger sich nicht gegen rechtswidrige Maßnahmen der KÄV 

verteidigt, sondern diese umgekehrt erst zu einem bestimmten Verhalten veranlassen will. 

 

Soweit der Kläger die Zulassung der Revision wegen Verfahrensmängeln begehrt, ist die 

Beschwerde unzulässig. Seine diesbezüglichen Rügen auf Seite 3 der Beschwerdebe-

gründung beziehen sich auf angebliche Mängel des Verwaltungsverfahrens, die nicht zu 

den in § 160 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründen gehören. 

 

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

